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.. : . iI';5li1 der Beilagen zu den StenogrAphischen Protokollen 

des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 
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de; ���:����:te� Petrovic, VOggenh�::�:�� '�;::nde 
. betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Hochschülerschaftsgesetzgeändert wird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

P.3 

Bundesgesetz vom •••...•... , mit dem d�.s Bundesgesetz 
vom 20 . .  Juni 1973 über die' Ost erreichische 
Hochschülerschaft (Hochscl�ülerschaftsgesetz 1973 .. 

HSG) BGBI. 309/1973, zuletzt geändert durch BGBI. 
·390/1986, geändert wird 
Der N ationafrat hat beschlossen: 

Artikel I 
1. § 3. Abs.2 lautet: 

"Jeder Hochschülerschaft gehören die Mitglieder der Österreichischen 
H{Jchschülerschafl gemäß §. 1 Abs . 1 an, die an der jeweiligen 
Hochschule aufgenommen öder inskripiert sind." 

. 

Artikel II 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung betraut. 

In fonneller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter Verzicht auf 
die erste Lesung dem Wissenschaftsausschuß z�zuweisen. 

Begründung 

Aus der Begründung der Österreichischen Hochschülerschaft: 

"Die Möglichkeit aller ordentlichen Hörer für die Organe, von deren 
�ntscheidungen und Arbeit sie betroffen sein können. wirc," vo n der 
ÖH als demokratiepolitische Notwendigkeit betrachtet. Eine Anderung 
der Hochschüle�chaftswahlordnung allein reicht dazu nicht aus. Es 
muß daher eine Anderung des HSG ins Auge gefaßt werden. die allen 
Studierenden. die auch ein weiteres ordentliches. Studium an einer 
Universi�ät/Hochschule. a,n der sie nicht immatrikuliert sind. 
betreiben, diese Wahl ennöglicht. 
Dazu empfiehlt sich das Abgehen von der Immatrikulation als 
Vorraus se tzung der Mitgliedschaft bei der einzelnen 
Hochschülerschaft einer Hochschule. Die Verwendung des Begriffs 
der Inskription läßt unter Anwendung des § 1 HSG die 
Wahlteilnahme dieser Doppelstudent/inn/en für alle Hauptausschüsse. 
Fakul[ätsv�I1retungen und Studienrichtungs!Instirutsvertrerungen, die 
sie betreffen, zu:' 

Dem im Zuge der Gespräche über .Änderu ngen des 
Hochschülerschaftsgesetzes a�fgetretenen. Argument (das zur 

Entfernung der beantragten Anderung aus dem Antrag der 
Mehrheitsfraktionen führte). diese Möglichkeit könnte von Fraktion 
dazu benützt werden, kleinere Hochschulen zu "kippen", das heißt so 
viele Fraktionsmirglieder an der betreffenden Hochschule inskribieren 
zu. las sen. daß' die Mehrheitsverhältnisse im betreffenden 
Hauptausschuß geändert würden, halten die Antragsteller entgegen, 
daß bei der Aufnahme in· Hochschulen künstlerischer Richtung eine 
Prüfung abzulegen ist. die. keinen überragenden Anteil von Talenren 
in einer Fraktion vorrausgesetzt. wohl nichr allzuviele "Putschwillige" 

.. \,.,�, 0 schaffen würden. 

"II • ..A. .• �, a.. � Zudem wird darauf verwiesen. daß solches auch im bisher möglichen 

!� 
Rahmen (den theologischen Fakultäten) nicht vorgekommen. und 

f�)4 nrvr� da�tu;1oethUI.n;;;rß:7�\� � 
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